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Ems-Zeitung 08.08.1995 

 

SPD fordert Umkehr in der Steuer- und Sozialpolitik der Bundesregierung 

Schwerpunktthemen der SPD im Kreis Emsland waren die 

immer stärker steigenden Sozialhilfekosten und die wachsende 

Verschuldung der Kommunen. 

Der  Sozialpolitische Sprecher der Kreis-SPD Peter Raske 

wies auf die dramatische Finanzsituation der Bundesrepublik 

hin. Mit Steuerausfällen von rund 60 Milliarden DM wäre in 

den Jahren 1995 und 1996 zu rechnen. Gleichzeitig verlören 

immer mehr Menschen ihren Arbeitsplatz. Doch statt die 

Massenarbeitslosigkeit gezielt und massiv zu bekämpfen, 

wollte die Bundesregierung ihren Haushalt auf Kosten der 

Arbeitslosen sanieren und auch weiterhin immer mehr Lasten 

auf Länder und Gemeinden abschieben. Sie stünden 

inzwischen vor einer nahezu aussichtslosen Situation: Die 

Verschuldung würde immer höher, weil zum Beispiel die 

Sozialhilfeleistungen geradezu explodierten, und es fehlte das 

Geld für notwendige Investitionen. Der entscheidende Grund 

für die explodierenden Sozialhilfeausgaben war aber nicht, wie 
häufig behauptet, zunehmender Sozialmissbrauch, sondern die 

Verlagerung von Kosten aus anderen Systemen der sozialen 

Sicherung. Die Sozialhilfe übernahm immer mehr die Funktion 

der Lohnersatzleistung. Jüngstes Beispiel für das Abwälzen zu 

Lasten der Kommunen war die geplante Begrenzung der 

Arbeitslosenhilfe und die jährliche Kürzung um 5 Prozent. 
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Statt Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, wurden die Arbeitslosen 

bestraft. So plante Blüm, die Zugangsvoraussetzung für 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen um sechs auf zwölf Monate 

heraufzusetzen. Die weitgehend beabsichtigte Streichung der 

„originären Arbeitslosenhilfe“ bedeutete vor allem für junge 

Menschen, den direkten Weg in die Sozialhilfe.  

Durch die geplanten Änderungen im Arbeitsförderungsgesetz 

könnte der Landkreis Emsland jährlich mit einem zweistelligen 

Millionenbetrag belastet werden. Angesichts der jetzt schon 

immensen Verschuldung des Landkreises und ihrer Kom-

munen würde es zukünftig keinen Gestaltungsspielraum der 

Kommunalparlamente geben. Die Bundesregierung betrieb mit 

ihren Entscheidungen im Bereich des Arbeitsförderungs-

gesetzes sowie der Sozialpolitik eine Abschaffung der 

förderalen Struktur der Selbstverwaltung der Kommunen. 

Die SPD im Emsland war der Auffassung, dass steuer-

rechtliche Änderungen des Bundes, die sich erneut zu Lasten 

der Kommunen auswirken könnten, unterbleiben müssten. 

Die SPD im Emsland forderte eine umfassende Reform der 

Finanzverfassung mit dem Ziel, die Finanzausstattung der 

Kommunen so sicherzustellen, dass sie ihre Aufgaben wieder 
in vollem Umfang wahrnehmen könnten. 

Die Sozialhilfe sollte Menschen, die in Not geraten sind, auch 

künftig ihren Lebensunterhalt sichern und in besonderen Fällen 

weitere Hilfen geben. Sie wäre nicht dazu da, die Arbeitslo-

sigkeit zu finanzieren.  

Das Arbeitsförderungsgesetz müsste so gestaltet werden, dass 
die kommunalen Haushalte eine nachhaltige Entlastung 

erfahren. 
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Ems-Zeitung 30.10.1995 

NOVEMBER 1995 

Gefahr für Naherholung in Papenburg durch Bau des Ems-Seiten-Kanals 

Der SPD-Ortsauschuss beschäftigte sich mit den Auswir-

kungen, die durch den möglichen Bau des Ems-Seiten-Kanals 

entstehen könnten. Die anwesenden SPD-Mitglieder waren 

übereinstimmend der Auffassung, dass ein Ausbau des Ems-

Seiten-Kanals wirtschaftlich und ökologisch unsinnig wäre. 

Trotzdem wurde befürchtet, dass zumindest ein Ausbau bis 

Dörpen von der CDU durchgesetzt werden könnte. Damit 
würden aber neben hervorragenden Biotopen auch wertvolles 

Gelände für die Naherholung verloren gehen. Fraktionsvorsit-

zender Roland Seemann vertrat die Auffassung, dass dies nur 

verhindert werden könnte, wenn eine frühzeitige Aufklärung 

und Mobilisierung der Papenburger Bevölkerung gelänge. 

Peter Raske erinnerte in diesem Zusammenhang an die 

vergleichbare Auseinandersetzung um das Gelände des 

Golfplatzes, wo ebenfalls die Mehrheitsfraktion gegen den 

Willen breiter Bevölkerungskreise ihre Absicht durchsetzte. 
Seit der Eröffnung des Golfplatzes im Mai 1989 forderte die 

SPD, dass dieses attraktive Gelände der Öffentlichkeit erhalten 

bleiben sollte. Zwar wurde vom Golfclub zugesichert, dass der 

Ostfriesen-Wanderweg weiterhin direkt am Gutshof entlang 

genutzt werden könnte. Doch eine Kennzeichnung dieses 

Weges als Durchgangsweg fehlte. Zwar waren der Golfclub 

und die Stadt Papenburg nach langem hin und her damit 

einverstanden, einen Spazierweg um das Gelände herum 

anzulegen. Bis zum damaligen Zeitpunkt war jedoch noch 
nichts geschehen. Die Versprechungen des Golfclubs und der 

Stadt, einen Rundweg zu schaffen und einen Wegeplan  

aufzustellen, wurden nicht eingelöst. Im Gegenteil, ein 

Durchgangsweg  wurde ganz gesperrt mit dem fadenschei-

nigen Argument der Gefahr für die Spaziergänger. Zwar 

erfolgte nach Auffassung des Ortsausschussvorsitzenden Kid 

Rieke durch den Demonstrationswald eine Bereicherung für 

die Naherholung in diesem Bereich, aber gleichzeitig gab er zu 

bedenken, dass damit nicht die Beseitigung des Stadtwaldes 

für die Naherholung durch die Mercedes-Teststrecke kompen-

siert werden könnte. 
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Deshalb forderte die SPD weiterhin, das Gelände mit einem 

Wegeplan so weit wie möglich der Bevölkerung zugänglich zu 

machen. 

Wegen der Erfahrungen im Zusammenhang mit dem Ausbau 

des Golfplatzes wollte die SPD die Bevölkerung schon 

frühzeitig auf die Gefahren hinweisen, die drohten, wenn der 
Ems-Seiten-Kanal gebaut würde. So befürchtete Roland 

Seemann durch den Ausbau des Ems-Seiten-Kanals eine 

Einkesselung der Wohngebiete in Papenburg durch Industrie 

und Gewerbe. Welchen Sinn ergebe es eigentlich, das Stadt-

gebiet mit dem Ausbau des Ems-Seiten-Kanal mitten durch zu 

zerschneiden. Bei einer Industriedichte in Papenburg ver-

gleichbar mit dem Ruhrgebiet müsste man sich fragen, welche 

Lebensqualität die Stadt Papenburg noch biete, wenn eventuell 

auch noch Industrie- und Gewerbegebiete entlang des Kanals 

ausgewiesen würden, so Roland Seemann.   
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